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Manche AG’s oder GmbH’s nehmen es 
mit der Einhaltung von Vorschriften mit 
formellen Inhalten nicht allzu genau, z.B. 
mit Artikel 699 Abs. 2 OR, wonach die Ge-
neralversammlung einer AG (und analog 
einer GmbH) innerhalb von sechs Mona-
ten nach Schluss des Geschäftsjahres 
durchgeführt werden muss. Diese Vor-
schrift wurde bisher in der Praxis mehr-
heitlich als Ordnungsvorschrift aufgefasst. 

Oftmals werden Verwaltungsrat (und Re-
visionsstelle) für die Dauer eines Jahres 
gewählt und meist fällt der Schluss des 
Geschäftsjahres auf den 31. Dezember. 
Manchmal wird auch schlicht und einfach 
vergessen, einen Verwaltungsrat oder die 
Revisionsstelle an der GV in ihren Ämtern 
formell zu bestätigen. Verlängert sich de-
ren Mandate dann stillschweigend bis zur 
nächsten Generalversammlung?

Wie verhält es sich, wenn die Revisions-
stelle den Jahresabschluss per 31.12. z.B. 
neun Monate nach dem Bilanzstichtag 
prüft und der Verwaltungsrat die General-
versammlung nach zehn Monaten einbe-
ruft? Hatte dann die Amtsdauer des Ver-
waltungsrates (und der Revisionsstelle) 
am 30.6. bereits geendet und hätte ein 
Verwaltungsrat, der nicht mehr im Amt ge-
wesen war, die Generalversammlung ein-
berufen? Und hätte eine sich nicht mehr 
im Amt befindliche Revisionsstelle die 
Jahresrechnung geprüft?

Das Bundesgericht hat nun in einem Ent-
scheid vom 3.12.2021 (BGer 4A_496/2021) 
in seiner Weisheit folgendes gefunden: 
«3.5. Zusammenfassend ist ... festzuhal-
ten: Das Amt des Verwaltungsrates endet 
mit Ablauf von sechs Monaten nach 
Schluss des betreffenden Geschäftsjah-

res, wenn keine Generalversammlung 
nach Art. 699 Abs. 2 OR durchgeführt 
oder die Wahl nicht traktandiert wurde.»

Die Folge wäre, dass es in der vorgenann-
ten Konstellation ab dem 1. Juli keinen Ver-
waltungsrat gibt. Die Gesellschaft leidet 
damit an einem Organisationsmangel. Ein 
Aktionär, Gläubiger oder der Handelsregis-
terführer könnten diesfalls dem Richter 
nach Artikel 731b OR beantragen, die er-
forderlichen Massnahmen zu ergreifen. 
Möglich wäre, dass der Richter u.a. der 
Gesellschaft die Auflösung androht oder 
das fehlende Organ ersetzt. Welche zivil-
rechtlichen Folgen sich aus den Handlun-
gen eines sich nicht mehr im Amt befindli-
chen Verwaltungsrates ergeben, müssen 
wir hier offenlassen. Allenfalls klärt diese 
Frage das Bundesgericht in einem nächs-
ten Urteil.

Es empfiehlt sich jedenfalls, die kurze 
sechsmonatige Frist nach Artikel 699 OR 
zur Durchführung der Generalversamm-
lung einzuhalten und dies bei der Jahres-
planung im Voraus zu berücksichtigen, 
vor allem wenn die Gesellschaft noch 
Stockwerkeigentum besitzt und die Stock-
werkeigentümer ihre Versammlung erst 
noch durchführen müssen. Im KMU-Be-
reich finden oftmals Universalversamm-
lungen aller Aktionäre statt, wofür in ei-
nem solchen Fall die Einhaltung der für die 
Einberufung erforderlichen Formvorschrif-
ten nicht nötig wäre.

Wir wünschen Ihnen eine lichtvolle Ad-
ventszeit, ein schönes Weihnachtsfest 
und ein erfolgreiches und gesundes neues 
Jahr.
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Lohnabzüge/AHV-Renten 2023

Die AHV/IV-Renten werden per 1. Januar 2023 der aktuellen Preis- und Lohn-
entwicklung angepasst und um 2.5% erhöht. Diese Anpassung hat auch Aus-
wirkungen auf die obligatorische Vorsorge. Gleichzeitig fällt bei der Arbeitslo-
senversicherung der Solidaritätsbeitrag von 1% weg. Die Mindestbeiträge der 
Selbständigerwerbenden und der Nichterwerbstätigen für AHV, IV und EO betragen 
CHF 514 pro Jahr, der Beitrag für die freiwillige AHV/IV CHF 980. 

Einen Überblick über die im Jahr 2023 gültigen Lohnabzüge und AHV-Renten liefert die 
folgende Aufstellung:

 

            2022  2023
AHV/IV/EO/ALV
AHV/IV/EO      10.60% 10.60%
ALV bis CHF 148'200         2.2%  2.2%
Total       12.80% 12.80%
ALV Solidaritätsbeitrag ab CHF 148'201                      1%      0%

Arbeitnehmerbeiträge         6.4%     6.4%
ALV Solidaritätsbeitrag ab CHF 148‘201        0.5%  0%

Höchstgrenze ALV und UVG
pro Monat       12‘350 12‘350
pro Jahr      148‘200 148‘200

Beitragsfreier Lohn für 64-/65jährige:
pro Monat          1‘400 1‘400
pro Jahr        16‘800 16‘800  

BVG-Obligatorium
Maximal massgebender Jahreslohn     86‘040 88‘200
Koordinationsabzug       25‘095 25‘725
Max. koordinierter BVG-Lohn      60‘945 62‘475
Arbeitnehmer obligatorisch zu versichern ab Jahreslohn   21‘510 22‘050
Min. koordinierter BVG-Lohn         3‘585 3‘675

Maximaler Steuerabzug für Säule 3a*
Abzug in Ergänzung zur 2. Säule       6‘883 7‘056
Selbständigerwerbende ohne 2. Säule     34‘416 35‘280
bzw. max. 20% des Erwerbseinkommens

AHV-Renten
Minimale einfache AHV-Rente        1‘195 1‘225
Maximale einfache AHV-Rente        2‘390  2‘450 
Min. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten       1‘793 1‘838
Max. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten     3‘585 3‘675

*Bei Erwerbstätigkeit über das Rentenalter hinaus, kann der Bezug der Altersleistung  
  der Säule 3a um maximal 5 Jahre hinausgeschoben und es können während maxi-       
  mal 5 Jahren Beiträge bezahlt werden.
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Liebe Leserinnen und Leser

Das revidierte Datenschutzgesetz (DSG) ist 
in aller Munde. Mindestens über die Coo-
kies-Vereinbarungen werden wir im Inter-
net täglich damit konfrontiert. Nachdem wir 
Sie vor rund einem Jahr im FISKUS Nr. 60 
unter dem Titel «Wieso es an der Zeit ist für 
die Umsetzung des revidierten Daten-
schutzgesetzes (DSG)» über die Folgen 
und Auswirkungen des DSG informiert ha-
ben, finden Sie in dieser Ausgabe auf Seite 
4 ein Update dazu. In den letzten Monaten 
stellten uns Kunden immer wieder die fol-
gende Frage:

Betrifft das DSG auch mich als KMU?
Ja, sämtliche Unternehmen, unabhängig 
von ihrer Grösse, sind vom DSG betroffen. 
Dabei spielt es keine Rolle, ob die Daten der 
Kunden, Partner, Lieferanten und Mitarbei-
ter analog oder digital aufbewahrt werden. 
Das neue DSG verpflichtet Unternehmen 
dazu, die notwendigen organisatorischen 
und technischen Massnahmen zu ergrei-
fen, um die Datensicherheit sicherzustellen 
und den Datenmissbrauch möglichst zu 
verhindern. Dies hat mit der steigenden Cy-
ber-Kriminalität einen ganz neuen und ho-
hen Stellenwert erhalten. Entsprechend 
sollten alle Unternehmen das neue DSG 
umsetzen, dass ohne Übergangsfrist am  
1. September 2023 in Kraft tritt.

Merki hat das DSG umgesetzt!
Das war ein veritabler Kraftakt, und hat uns 
viele Stunden und Nerven gekostet. Auch 
wir dachten, das kann doch nicht so schwie-
rig sein. Wir sind eine moderne gut aufge-
stellte Treuhandfirma und haben unsere 
Prozesse und Daten im Griff. – Doch als wir 
uns mit dem Gesetz und der Verordnung 

vertieft auseinandergesetzt haben, muss-
ten wir feststellen, dass der Teufel wie im-
mer im Detail steckt, und es nicht so ein-
fach ist, allen Anforderungen so gerecht zu 
werden, dass ein normales und effizientes 
Arbeiten auch in Zukunft möglich ist.

Unsere Erfahrungen wollen wir mit 
Ihnen teilen.
Gerne überprüfen wir Ihr DSG-Dispositiv, 
unterstützen Sie bei der Implementierung 
und schulen und sensibilisieren Ihre Mitar-
beitenden. Wir gehen nach dem folgenden 
12-Punkte-Plan vor, können aber auch indi-
viduell nur einzelne Punkte mit Ihnen an-
schauen.

Unser 12-Punkte-Plan
1.	 Datenschutzerklärungen:  

prüfen/anpassen
2.	 Datenbearbeitungsrichtlinien:  

prüfen/anpassen
3.	 Datenbearbeitungsverzeichnis: 

prüfen/anpassen
4.	 Betroffenenrechte:  

Prozess prüfen/anpassen
5.	 Datenschutzverletzungen:  

Prozess prüfen/anpassen
6.	 Datenschutz-Folgenabschätzung: 

Prozess prüfen/anpassen
7.	 Verträge mit den Auftragsbearbei-

tern: prüfen/anpassen
8.	 Personaldaten-Aufbewahrung: 

Prozess prüfen/anpassen
9.	 Personaldaten-Herausgabe:  

Prozess prüfen/anpassen
10.	Datensicherheit: prüfen/anpassen
11.	Datenkomptabilität: prüfen/anpassen
12.	Datenschutzberater*in: ernennen

Freundliche Grüsse
Merki Treuhand AG
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Das neue Datenschutzgesetz – das Wichtigste 
in Kürze

Das revidierte Datenschutzgesetz (revDSG) 
tritt – ohne Übergangsfristen – per 1. Sep-
tember 2023 in Kraft. Was sind die wichtigs-
ten Punkte, die es mit Blick auf das Inkraft-
treten zu beachten gilt:

Welche Daten sind betroffen?
In den Geltungsbereich des revDSG fallen 
nur noch die Daten von natürlichen Perso-
nen. Als Personendaten gelten alle Informa-
tionen über Personen, welche namentlich 
genannt werden oder welche aus anderen 
Gründen einer bestimmten oder bestimm-
baren Person zugeordnet werden können 
(z.B. Name, Geburtsdatum, E-Mail-Adres-
se). Als Bearbeitung gilt der Umgang mit 
Personendaten wie z.B. Beschaffen, Spei-
chern und Weitergeben. Personendaten 
können auch besonders schützenswerte 
Daten enthalten (z.B. biometrische Daten, 
Gesundheitsdaten). Im Fall der Bearbeitung 
solcher Daten gelten strengere Anforderun-
gen.

Privacy by Design and by Default
Der Grundsatz hält fest, dass der Daten-
schutz durch Technik und durch daten-
schutzfreundliche Voreinstellungen sicher-
zustellen ist. Ferner muss gewährleistet 
sein, dass die Bearbeitung auf das für den 
Verwendungszweck notwendige Mindest-
mass beschränkt ist. 

Auftragsbearbeitung
Die Bearbeitung von Personendaten kann 
vertraglich oder gesetzlich auf einen Dritten 
(Auftragsbearbeiter) übertragen werden, 
sofern der Auftragsbearbeiter die Daten 
so bearbeitet, wie es der Verantwortliche 
selbst tun dürfte; dies aber nur sofern keine 
gesetzlichen oder vertraglichen Geheimhal-
tungspflichten die Übertragung verbieten. 
Der Verantwortliche muss jedoch in jedem 
Fall die Datensicherheit gewährleisten. 

Informationspflicht
Bei jeder Beschaffung von Personendaten 
muss die betroffene Person angemessen in-
formiert werden. Der Verantwortliche muss 
der betroffenen Person daher mindestens 
die Identität sowie die Kontaktdaten des 

Verantwortlichen, den Bearbeitungszweck 
und gegebenenfalls die Empfänger von Per-
sonendaten bekannt geben. 

Meldepflicht
Verletzungen der Datensicherheit, die vor-
aussichtlich zu einem hohen Risiko für die 
Persönlichkeitsrechte oder die Grundrechte 
der betroffenen Personen führen, müssen 
so rasch als möglich dem Eidgenössischen 
Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftrag-
ten (EDÖB) gemeldet werden. 

Strafbestimmungen
Die vorsätzliche Verletzung der genannten 
Pflichten kann auf Antrag mit Bussen bis 
zu TCHF 250 bestraft werden. Strafbar ist 
jeweils die natürliche Person und nicht das 
Unternehmen. 
Wir empfehlen Ihnen die Zeit bis zur Einfüh-
rung des revDSG zu nutzen und die nach-
stehenden Punkte bei der Umsetzung zu 
beachten:

	– Bearbeiten Sie Daten nicht heimlich. In-
formieren Sie die Betroffenen, wozu die 
Daten verwendet werden und halten Sie 
sich daran. Überprüfen Sie Ihre Daten-
schutzerklärung und passen diese, wo 
nötig an.

	– Bearbeiten Sie nur so viele Daten wie 
zwingend notwendig. 

	– Erarbeiten und implementieren Sie inter-
ne Datenbearbeitungsrichtlinien.

	– Falls Betroffene selbst Einstellungen vor-
nehmen können, richten Sie diese so ein, 
dass ohne Zutun der Betroffenen mög-
lichst wenig Daten bearbeitet werden. 
Überprüfen Sie Ihre Cookie-Richtlinien 
bzw. Banner und passen Sie diese, wo 
nötig, an.

	– Löschen Sie Daten, die nicht mehr ge-
braucht werden (vorbehältlich der gesetz-
lichen Aufbewahrungsfristen).

	– Wenn Sie Auftragsverarbeiter sind oder 
mit Auftragsverarbeitern zusammenar-
beiten, überprüfen Sie deren Verträge 
und passen Sie diese, wo nötig, an.

	– Überprüfen Sie Ihre Verträge mit Ihren 
Kunden und passen Sie diese, wo nötig, 
an.



Mit der Einführung des neuen Aktienrechts 
per 1. Januar 2023 wurde eine gesetzliche 
Grundlage für die Ausschüttung von Zwi-
schendividenden, auch Interimsdividen-
den genannt, geschaffen. Aufgrund der 
früher fehlenden gesetzlichen Grundlage 
war die Zulässigkeit von Zwischendividen-
den bis anhin umstritten.

Definition 
Während ordentliche und ausserordentliche 
Dividenden jeweils aus dem Gewinn voran-
gehender Geschäftsjahre respektive dem 
Bilanzgewinn ausgeschüttet werden, so 
handelt es sich bei Zwischendividenden um 
Ausschüttungen aus dem Gewinn des lau-
fenden Geschäftsjahres.

Voraussetzungen
Damit eine Zwischendividende ausge-
schüttet werden kann, muss zwingend ein 
Zwischenabschluss erstellt werden, und 
zwar auch dann, wenn die Zwischendivi-
dende noch innert sechs Monaten nach 
dem ordentlichen Abschluss beschlossen 
werden soll. Dieser Zwischenabschluss ist 
von der Revisionsstelle prüfen zu lassen, 
bevor die Generalversammlung über die 
Zwischendividende beschliesst. Die Prü-
fung des Zwischenabschlusses entfällt, 
wenn die Gesellschaft auf eine Revisions-
stelle verzichtet hat (opting-out) oder 
wenn alle Aktionäre der Zwischendividen-
de zustimmen und die Forderungen der 
Gläubiger dadurch nicht gefährdet wer-
den. In letzterem Fall wird es wohl sinnvoll 
sein, die Zustimmung der Aktionäre vor 
der ausserordentlichen Generalversamm-
lung in schriftlicher Form einzuholen.

Auch auf Zwischendividenden sind die ge-
setzlich vorgesehenen Reservenzuwei-
sungen vorzusehen. Hierbei ist zu beach-
ten, dass unter dem neuen Aktienrecht die 
zweite Zuweisung nicht mehr verlangt 
wird.

Verfügt eine Gesellschaft über einen noch 
nicht zurückbezahlten Covid-19-Kredit, so 
ist eine Ausschüttung von Zwischendivi-
denden nicht möglich.

Anforderungen an den Zwischenab-
schluss
Der Zwischenabschluss ist nach den Vor-
schriften zur Jahresrechnung zu erstellen 
und umfasst neben Bilanz und Erfolgsrech-
nung auch einen Anhang mit folgendem In-
halt: 
	– Zweck des Zwischenabschlusses
	– Vereinfachungen und Verkürzungen, ein-

schliesslich allfälliger Abweichungen von 
den für die letzte Jahresrechnung verwen-
deten Grundsätzen

	– weitere Faktoren, welche die wirtschaftli-
che Lage des Unternehmens während der 
Berichtsperiode wesentlich beeinflusst ha-
ben, insbesondere Ausführungen zur Sai-
sonalität

Auch wenn gewisse Vereinfachungen zur 
letzten Jahresrechnung möglich sind, so ist 
die Stetigkeit und damit die Vergleichbarkeit 
von Zwischenabschluss und letzter Jahres-
rechnung zu gewährleisten. Im Zwischenab-
schluss müssen die Zwischensummen und 
Überschriften mit jenen der letzten ordentli-
chen Jahresrechnung übereinstimmen. Zu-
dem dürfen die Vereinfachungen und Ver-
kürzungen die korrekte Darstellung des Ge-
schäftsgangs nicht beeinträchtigen.

Verbuchung
Zwischendividenden sind erfolgsneutral zu 
verbuchen. Im Hinblick auf den Zwischenab-
schluss ist jedoch auf eine Verrechnung mit 
dem Gewinnvortrag oder den Reserven zu 
verzichten, da Zwischendividenden ja explizit 
aus dem laufenden Gewinn ausgeschüttet 
werden. Deshalb empfiehlt sich ein Ausweis 
als separater Minusposten im Eigenkapital.

Anwendung
Die Bestimmungen zur Zwischendividende 
sind aufgrund entsprechender Verweise 
auch für GmbHs, Kommanditaktiengesell-
schaften und für Genossenschaften gültig, 
wobei für letztere noch weitere Vorausset-
zungen zu berücksichtigen sind.

Fazit
Die neuen gesetzlichen Grundlagen zu den 
Zwischendividenden schaffen Klarheit und 
beseitigen Unsicherheiten für Verwaltungs-
räte, Aktionäre und Revisionsstellen.

Zulässigkeit der Zwischendividende seit 
1. Januar 2023

Mitarbeiteraktien

Manchmal besteht das Bedürfnis, Mitar-
beiter, vor allem solche im Kaderbereich, 
an der Arbeitgeberfirma zu beteiligen 
und zu Aktionären zu machen. Damit soll 
die Motivation hinsichtlich eines Ge-
schäftserfolgs gestärkt werden. Denn 
als Aktionäre sind sie an ihm mittels Di-
vidende beteiligt.

Zudem ist oft beabsichtigt, den Mitar-
beiter an einer langfristigen Wertsteige-
rung der Aktien teilhaben zu lassen, in-
dem sie dem Mitarbeiter zu einem güns-
tigen Preis zugeteilt werden und der 
Mitarbeiter sie (meist bei Austritt aus 
der Firma) zum Verkehrswert verkauft 
und damit einen Gewinn erzielt.

Steuerlich ist zwischen echten und un-
echten Mitarbeiterbeteiligungen zu un-
terscheiden. 

Unechte Beteiligungen sind solche, 
welche dem Mitarbeiter keine vollen Ak-
tionärsrechte zubilligen (wie Teilnahme 
an GV, Dividende), sondern lediglich 
eine Geldleistung seitens der Arbeitge-
berfirma in Abhängigkeit vom Ge-
schäftserfolg oder von der Aktien-
kursentwicklung in Aussicht stellen 
(sog. Phantom Stocks). Steuerlich und 
AHV-rechtlich handelt es sich um nichts 
anderes als um Lohn, der zum Zeitpunkt 
des Zuflusses steuerbar ist. Vermögens-
mässig gelten solche Ansprüche beim 
Mitarbeiter als nicht steuerbare An-
wartschaften. Bei der Arbeitgeberfir-
ma ist dieser Lohn in aller Regel ge-
schäftsmässig begründeter Aufwand.

Echte Beteiligungen sind solche, die 
den Mitarbeiter am Eigenkapital der Ge-
sellschaft und am Geschäftserfolg be-
teiligen. In der Regel werden solche 
Mitarbeiteraktien zu Vorzugsbedingun-
gen ausgegeben. Sie können frei über-
tragbar oder aber (meist zeitlich) gebun-
den sein. Derartige Mitarbeiteraktien 
sind als Vermögen steuerbar, auch wenn 
sie allenfalls bei der Arbeitgeberfirma 

hinterlegt werden müssen. Im Zeitpunkt 
der Ausgabe ist die Differenz zwischen 
dem Verkehrswert und dem Abgabe-
preis an den Mitarbeiter grundsätzlich 
steuerbares Einkommen aus unselb-
ständiger Erwerbstätigkeit. Bei börsen-
kotierten Titeln ist dies der Börsenkurs. 
Bei nicht kotierten Aktien kann auf die 
Wegleitung der ESTV zur Bewertung 
von Wertpapieren ohne Kurswert oder 
auf eine andere, von der Steuerverwal-
tung anerkannte Bewertungsmethode 
abgestellt werden. Die einmal gewählte 
Bewertungsmethode ist aber beizube-
halten und gilt dann auch für die Rück-
nahme von Titeln.

Bei echten Mitarbeiteraktien realisiert 
der Mitarbeiter mit der Dividende Ein-
kommen aus Vermögensertrag und die 
Dividende wird aus dem Gewinn der Ge-
sellschaft bezahlt. Somit qualifizieren 
diese Dividenden als Gewinnverwen-
dung und nicht als abzugsfähiger Ge-
schäftsaufwand.

Oftmals werden Mitarbeiteraktien zeit-
lich gesperrt und sind für den Mitarbei-
ter erst mit Ablauf der Sperrfrist frei ver-
fügbar. Damit soll eine Bindung des Mit-
arbeiters an die Arbeitgeberfirma erreicht 
werden. Eine solche zeitliche Bindung 
mindert den Wert im Vergleich zu sofort 
frei verfügbaren Aktien. Diesem Minder-
wert trägt man mit einem Diskont von
6% pro Sperrjahr Rechnung. Bei einer 
maximal möglichen Sperrfrist von  
10 Jahren beträgt der reduzierte Ver-
kehrswert noch 55,839%. Damit wird 
einem Mitarbeitenden ermöglicht, im 
Umfang des gewährten Diskonts der-
einst doch noch einen steuerfreien pri-
vaten Kapitalgewinn zu erhalten. Auch 
für die laufende Vermögenssteuer kann 
die Verfügungssperre mit einem jährli-
chen Diskont berücksichtigt werden.

Für Detailfragen sei hier auf das ausführ-
liche Kreisschreiben der ESTV Nr. 37 
vom 30.10.2020 verwiesen.


